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WISSENSCHAFT FUR DIE PRAXIS

Bildungspolitik und Beschäftigungsstruktur
Armin Hegelheimer, Bielefeld

In einer „Zwischenbilanz“ der Anstrengungen des Bundes und der Länder seit 1970 stellte die Bundes­
regierung vor wenigen Wochen fest, daß eine „beachtenswerte Expansion des Bildungswesens ohne 
zureichende inhaltliche Reformen“ neue Sorgen und Probleme geschaffen habe. Wie kommt es, daß 
die Bildungspolitik trotz gewisser Erfolgsziffern weiterhin einen akuten Krisenherd der Gesellschafts­
politik darstellt?

Es ist noch nicht allzulange her, daß allgemein 
der Ruf nach mehr Abiturienten und Akade­

mikern ertönte. Picht sah Mitte der 60er Jahre 
schon das Menetekel einer „deutschen Bildungs­
katastrophe“ an der Wand, wenn Gymnasien und 
Hochschulen nicht rasch und zügig ausgebaut 
würden. Bildungsnotstand war für ihn gleichbe­
deutend mit wirtschaftlichem Notstand. Für den 
wirtschaftlichen Aufschwung sah er ein rasches 
Ende voraus, wenn die notwendige Zahl der Abi­
turienten fehlt, die für ihn das geistige Potential 
eines Volkes bezeichnet. Auf nahezu sämtlichen 
Sektoren der gehobenen Berufe prophezeite er 
einen derart bedrohlichen Mangel an Akademi­
kern und an mittleren Führungskräften mit Abitur, 
von dem sich seiner Auffassung nach kaum je­
mand eine rechte Vorstellung machen könnte.

Auf die eindringliche Beschwörung der Bildungs­
krise folgte eine Phase forcierter Bildungsrefor­
men und einer verstärkten gesamtstaatlichen Bil­
dungsplanung, die von einer raschen Expansion 
der weiterführenden allgemeinen Bildungsgänge 
begleitet war. Diese Expansion bestand vor allem 
in einem starken Wachstum des Gymnasial- und 
Hochschulbereichs sowie in einer Öffnung der 
Seitenzugänge zum tertiären Bereich, die insbe­
sondere über die Fachhochschulen erfolgte.

Resultate der Bildungspolitik

Die Resultate, die seitdem erzielt worden sind, 
können sich —  so scheint es —  sehen lassen. So 
hat sich seit 1965 nicht nur die Zahl der Schul­
abgänger mit Hochschul- oder Fachhochschul­
reife, sondern auch die Zahl der Studenten in der 
Bundesrepublik mehr als verdoppelt. Bereits im 
vergangenen Jahr belief sich der Anteil der Stu-
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dienanfänger auf über 21 %  an der Altersgruppe 
der 19- bis 21jährigen, während der ein Jahr zu­
vor von Bund und Ländern verabschiedete Bil­
dungsgesamtplan erst für 1985 einen entspre­
chenden Anteil von 22— 24%  vorsah. Die Höheren 
Fachschulen sind inzwischen zu Fachhochschulen 
umgewandelt worden; die Übergangsquote von 
den Fachhochschulen zu den Hochschulen beträgt 
rd. 35%. Die Eintrittsberechtigung in die Fach­
hochschulen kann in der neugeschaffenen Fach­
oberschule erworben werden, deren allgemeiner 
Unterricht sich an den Lerninhalten der Gymna­
sien orientiert. Der Zugang zur Fachhochschule 
ist inzwischen auch nach der zwölften Klasse des 
Gymnasiums möglich. Bei den Fachschulen, sind 
die schulischen Eingangsvoraussetzungen erheb­
lich angehoben worden, so daß die schulische 
Ausbildung tendenziell immer stärker als die be­
rufspraktische Erfahrung gewertet wird. Inzwi­
schen verleiht ein Teil der Fachschulen und Aka­
demien mit dem Abschluß zugleich die Fachhoch­
schulreife, zum Teil kann sie aber auch durch eine 
Ergänzungsprüfung erworben werden.

Diese „Zubringerfunktion“ für die Hochschulen 
hat sich auch bei den Höheren Berufsfachschulen 
verstärkt, die nach dem Besuch von Aufbauzügen 
seit Ende der 60er Jahre als Abschlußqualifikation 
die fachgebundene Hochschulreife erteilen. Ganz 
generell ist bei den Berufsfachschulen aber auch 
die Tendenz erkennbar, daß sich die Anteile der 
berufsbezogenen zugunsten der allgemeinbilden­
den Fächer laufend verschoben haben. Durch 
diese Orientierung der Fachoberschulen und Be­
rufsfachschulen an den Gymnasien hat nunmehr 
im gesamten Umkreis der eigentlichen Gymnasien 
ein Prozeß der zunehmenden „Gymnasialisie- 
rung“ auch derjenigen weiterführenden Bildungs­
gänge eingesetzt, die bislang vorwiegend auf be- 
ruflich-fachliche Inhalte bezogen waren. Wie Picht 
und viele andere es gefordert haben, sind „Gym- 
nasialisierung“ und „Akademisierung“ nunmehr
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die herausragenden Resultate der seit Mitte der 
60er Jahre verfolgten Bildungspolitik und Bil­
dungsplanung.

Verschärfung der Krise

Trotz dieser einstmals gewünschten Entwicklung 
hat sich die Krise unseres Bildungssystems aber 
gegenüber den 60er Jahren eher noch verschärft. 
Es genügt, auf den inzwischen fast totalen Nume­
rus clausus an den Hochschulen, die Beschäfti­
gungsprobleme der Hochschulabsolventen im all­
gemeinen und der Lehrerarbeitslosigkeit im be­
sonderen sowie den Lehrstellenmangel hinzu­
weisen.

Wie kommt es, daß die Bildungspolitik trotz der 
eingangs genannten Erfolgsziffern weiterhin einen 
akuten Krisenherd der Gesellschaftspolitik dar­
stellt und —  wenn auch gegenüber den 60er Jah­
ren auf einem völlig neuen Niveau —  zu einem 
zentralen Thema der politischen Auseinanderset­
zungen geworden ist? Wenn auf diese Frage 
heute eine Antwort gegeben wird, so scheinen 
mir zwei Positionen in der Bildungspolitik, Bil­
dungsforschung und Bildungsplanung von beson­
derer Bedeutung zu sein. Die eine Position geht 
davon aus, daß die bisher verfolgte Bildungspoli­
tik grundsätzlich richtig war und allen Schwierig­
keiten zum Trotz konsequent weiterverfolgt wer­
den sollte. Für die zweite Position war und ist die 
bisherige Bildungspolitik gleichfalls im Grundsatz 
ohne Alternative, doch muß infolge des wirtschaft­
lichen Rückschlags für eine kurze Zeit —  der 
Lohnpause in der Tarifpolitik vergleichbar —  auch 
eine „Pause in der Bildungsexpansion“ eingelegt 
werden, um im Falle eines Aufschwungs wieder 
nahtlos an der bisher verfolgten Politik ansetzen 
zu können. Beide Auffassungen unterscheiden 
sich nur in der taktischen Dimension, aber nicht 
in der strategischen Grundkonzeption, so daß sie 
lediglich zwei Seiten ein und derselben Medaille 
darstellen.

Entkoppelung von Bildungs- und 
Beschäftigungssystem

Diese Konzeption besteht in der strikten Forde­
rung, daß das Bildungs- und das Beschäftigungs­
system prinzipiell und bewußt entkoppelt und eine 
Orientierung der Bildungspolitik am Beschäfti­
gungssystem und seinen Strukturen grundsätzlich 
nicht vorgenommen werden sollte. Die Begrün­
dungen für diese Position sind ebenso einfach 
wie weitreichend: Nur die akademischen Berufe 
—  so belehrt uns die institutionalisierte Bildungs­
forschung —  haben eine hohe „Innovationseffizi- 
enz“ , so daß ihre Förderung unbedingten Vorrang 
genießen muß. Im übrigen sei ja inzwischen ein 
für allemal schlüssig bewiesen worden, daß sich 
jedes Angebot an Akademikern ohne alle Friktio­

nen seine eigene Nachfrage am Arbeitsmarkt 
schafft. Auch die institutionalisierte Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung verkündet neuerdings ohne 
jede Einschränkung, daß allein dem Akademiker 
die Zukunft auf dem Arbeitsmarkt gehört, weil die 
Arbeitslosenquote bei den Akademikern im Ver­
gleich zu allen anderen Abschlüssen am niedrig­
sten ist. Das akademische Proletariat entlarvt sich 
damit als ein Schreckgespenst von Feinden einer 
progressiven Bildungspolitik. Eine Orientierung 
oder Koppelung der Bildungspolitik mit dem Be­
schäftigungssystem würde zudem in dieser Sicht­
weise einen Rückschritt der Entwicklung in der 
Bundesrepublik bedeuten, weil sich ein reiches 
Land wie die Bundesrepublik nicht nur aus dem 
Korsett des ökonomischen Sachzwangs befreien 
kann, sondern auch der Emanzipation des einzel­
nen und der Gesellschaft durch Expansion der 
Gymnasien und Hochschulen zum endgültigen 
Siege verhelfen muß.

Warteposition der Bildungspolitik

Viele Indizien und Publikationen deuten darauf 
hin, daß diese Positionen über das Verhältnis von 
Bildungspolitik und Beschäftigungsstruktur auch 
weiterhin dominieren. Ihre Gefahr besteht darin, 
daß sie die Bildungspolitik in ihrem Verhältnis 
zum Beschäftigungssystem —  dem Parkstudium 
an den Universitäten vergleichbar —  gleichsam in 
eine Warteposition versetzen wollen, um danach 
im Zuge eines wirtschaftlichen Aufschwungs und 
konsolidierter Staatsfinanzen um so nachhaltiger 
die bisherigen Trends der Bildungspolitik fort- 
und festschreiben zu können. Auf das konjunktu­
relle Tief der Wirtschaft soll dann wieder das bil­
dungspolitische Hoch einer vom Arbeitsmarkt ent­
koppelten Bildungsplanung folgen.

Diese Auffassung erscheint deshalb so gefährlich 
und risikoreich, weil hier nicht erkannt wird, daß 
es sich bei dem heute gegenüber den 60er Jah­
ren stärker diskutierten und akzentuierten Ver­
hältnis von Bildungspolitik und Beschäftigungs­
struktur nicht vorrangig um ein konjunkturelles 
Problem handelt. Die nachlassende Konjunktur 
hat vielmehr nur das für die Öffentlichkeit poin­
tiert herausgehoben, was sich vorurteilslosen 
Analysen bereits Ende der 60er Jahre als grund­
legendes strukturelles Dauerproblem im Verhält­
nis von Bildungspolitik und Beschäftigungsstruk­
tur erschloß, das jedoch durch eine beispiellose 
Hoch- und Überkonjunktur verdeckt und über­
lagert wurde. Denn schon zu dieser Zeit deutete 
sich ein strukturelles Ungleichgewicht zwischen 
dem Bildungs- und dem Beschäftigungssystem an, 
dessen rückhaltloser Diagnose sich jedoch zu­
nächst massive Widerstände von seiten der in­
stitutionalisierten Forschung, von Planung und 
Politik entgegenstellten. Seither klaffen Bildungs­
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und Beschäftigungssystem immer stärker ausein­
ander, und es steht zu befürchten, daß sich dieses 
Ungleichgewicht langfristig zunehmend verschär­
fen wird.

Drei Problemgruppen

Wenn man diese Entwicklung beeinflussen, steu­
ern oder umkehren will, so ist es zunächst unum­
gänglich, ihre Ursachen zu erforschen. Die Ur­
sachenanalyse gewinnt damit eine besondere Be­
deutung, weil die zureichende Diagnose die 
Grundvoraussetzung jeder erfolgversprechenden 
Therapie ist. Erst dann klärt sich auch, ob man 
mit einer medikamentösen Behandlung auskommt 
oder ob chirurgische Eingriffe erforderlich sind.

Eine derartige Ursachenanalyse muß vor allem 
an den Bereichen des Bildungssystems ansetzen, 
die unmittelbar an der Nahtstelle zum Beschäfti­
gungssystem angesiedelt sind. Dies sind insbe­
sondere die Sekundarstufe II und der tertiäre Be­
reich, in denen sich bisher —  wenn auch in unter­
schiedlicher Intensität —  Ausbildungsabschluß 
und Beschäftigungsmöglichkeiten auf eine fast 
unauflösbare Weise vermischen. Damit ergeben 
sich vorrangig drei Problemgruppen: die Akade­
miker, die Lehrlinge, die Ungelernten.

Was zunächst die Hochschüler anbetrifft, so ist 
es aufschlußreich, sich noch einmal die ursprüng­
lichen Ziele der Bildungspolitik in Erinnerung zu 
rufen. Das Ausgangsziel der Reformpolitik be­
stand'zunächst darin, längerfristig ca. 50%  der 
entsprechenden Altersjahrgänge zum Abitur und 
damit auch auf die Hochschulen zu führen. Wie 
schon eingangs erwähnt, sah der 1973 verabschie­
dete Bildungsgesamtplan für 1985 jedoch ledig­
lich einen Anteil von 22 -24%  vor, der aber be­
reits ein Jahr nach Verkündung des Bildungs­
gesamtplanes in der unteren Bandbreite schon 
fast erreicht war. Die Entwicklung im Gymnasial- 
und Hochschulbereich ist folglich so stürmisch 
verlaufen, daß ein Plan für die Zukunft innerhalb 
kürzester Frist zu einer Reminiszenz an die Ver­
gangenheit geworden ist. Die ursprünglich von 
der Reformpolitik beabsichtigte „Planung der 
Bildungskrise“ ist damit im Hochschulbereich in­
zwischen geradezu in eine „Krise der Bildungs­
gesamtplanung“ umgeschlagen. Der Numerus 
clausus ist hierbei eher Symptom, nicht jedoch 
eigentliche Ursache dieser Krise, die sich in zu­
nehmenden strukturellen Ungleichgewichten zwi­
schen der Expansion im Hochschulbereich und 
dem Beschäftigungssystem äußert.

Abnehmende Akademikerintensität

Zwischen 1961 und 1970 —  so zeigen die Daten 
der beiden Volks- und Berufszählungen —  sind 
zwei Drittel des Neuzugangs der akademischen

Arbeitskräfte in den öffentlichen Dienst überge­
gangen, davon allein 80%  in den Bildungssektor. 
Der Akademikeranteil im produzierenden Bereich 
sowie im Sektor der privaten Dienstleistungen 
war dagegen rückläufig. Entgegen den weitver­
breiteten Annahmen über eine zunehmende Be­
deutung akademischer Arbeitskräfte in der soge­
nannten (der eigentlichen Produktion vor- und 
nachgelagerten) „Metaproduktion“ beim Über­
gang zur Dienstleistungsgesellschaft ist der Aka­
demikeranteil im Dienstleistungssektor noch stär­
ker als im produzierenden Bereich geschrumpft. 
Dieser anteilsmäßige Rückgang der Akademiker 
im Dienstleistungssektor steht zugleich in einem 
bemerkenswerten Gegensatz zur Entwicklung der 
Gesamterwerbstätigenzahlen, da der Anteil der 
Beschäftigten im Dienstleistungssektor langfristig 
kontinuierlich zunimmt. Auch im Staatssektor ist 
in seinen klassischen administrativen Funktions­
bereichen außerhalb des Bildungssektors zwi­
schen 1961 und 1970 eine abnehmende Akade­
mikerintensität festzustellen.

Trotz dieser strukturellen Entwicklungen im Ein­
satz und Bedarf der Akademiker im Beschäfti­
gungssystem hält der Zustrom zu den Hochschulen 
ungebrochen an. So hatte der Bildungsgesamtplan 
für 1978 als Zielzahl einen Anteil der Studien­
anfänger von 21,5% bestimmt, während die 
Trendzahl bei über 27%  liegt und 1985 auf bis 
zu 35%  ansteigen dürfte. Nachdem man in den 
60er Jahren in einer ersten Runde den Sekundar- 
bereich II intensiv auf das Ziel der allgemeinen 
Studierfähigkeit hin ausgebaut hat, steht man 
heute in einer zweiten Runde nach einer sich 
ständig beschleunigenden Hochschulexpansion 
vor dem Problem, daß trotz prioritärer finanzieller 
Förderung des Hochschulsektors offensichtlich 
nicht genügend ausbildungsadäquate, hochquali­
fizierte Arbeitsplätze und Positionen im Beschäfti­
gungssystem zur Verfügung stehen. Ein beredtes 
Dokument hierfür ist vor allem der 4. Rahmenplan 
für den Hochschulbau 1975— 1978, der -  von einer 
Fachrichtung (Ingenieurwissenschaften) abgese­
hen —  bei allen anderen Fachrichtungen nicht von 
überproportionalen Bedarfszuwächsen in der Zu­
kunft ausgeht.

Kumulatives Wachstum der Probleme

Nachdem sich die Pichtsche Bildungskatastrophe 
inzwischen als lediglich mittelfristiger Nachhol­
bedarf insbesondere bei den Lehrerberufen ent­
puppt hat, ist nicht mehr die Beseitigung des be­
fürchteten Akademikermangels, sondern die ad­
ministrative Eindämmung und Kanalisierung der 
Hochschulexpansion zur herausragenden Leitlinie 
der staatlichen Hochschulpolitik geworden. Hinter 
dem Numerus clausus verbirgt sich damit auch 
nicht in erster Linie ein Kapazitäts-, sondern ein
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Arbeitsmarktproblem. Da sich der Staat bei der 
Absorption von zusätzlichen Hochschulabsolven­
ten im Bildungssektor künftig infolge niedrigerer 
Geburtenraten, politisch fixierter Obergrenzen des 
Lehrerbedarfs im Bildungsgesamtplan, verringer­
ter Wachstumschancen sowie fortschreitender 
Staatsverschuldung zunehmend Zurückhaltung 
auferlegen dürfte, zugleich die Absorptionsmög­
lichkeiten im sonstigen Staatsbereich und im pri­
vaten Dienstleistungssektor eher gering sind, 
muß in Zukunft die Hauptstoßkraft der Absorption 
von Hochschulabsolventen in erster Linie die Wirt­
schaft, und zwar den produzierenden Bereich im 
engeren Sinne treffen. Hier ist allerdings die Aka­
demikerquote am höchsten in den Wirtschafts­
bereichen, in denen die Kapitalintensität und 
Arbeitsproduktivität am größten sind. Da diese 
nicht zuletzt von der Investitionstätigkeit abhängen 
dürften, müssen in Zeiten nachlassenden Wachs­
tums, in denen die Verteilungskämpfe härter und 
damit die Investitionsspielräume für die Betriebe 
enger werden, die Probleme von Akademikern 
am Arbeitsmarkt sogar kumulativ wachsen, wenn 
Bildungs- und Beschäftigungssystem wie bisher 
entkoppelt bleiben.

Verdrängungseffekt von oben nach unten

Bildungspolitik, Bildungsplanung und institutiona­
lisierte Forschung waren mit dem Anspruch ange­
treten, die Expansion der Gymnasien und Hoch­
schulen würden zunehmend mehr Chancengleich­
heit und Emanzipation schaffen. Im Lichte der 
bisherigen Erfahrung wird diese These jedoch 
immer fragwürdiger. Nach einer für den einzelnen 
langen und für die Gesellschaft teuren Ausbildung 
drängen künftig immer mehr Hochschulabsolven­
ten auf den Arbeitsmarkt, die zunehmend keinen 
ihrer Ausbildung entsprechenden Arbeitsplatz fin­
den dürften. In diesem Fall werden sie zumindest 
versuchen, als formal Höherqualifizierte die for­
mal Minderqualifizierten zu verdrängen. Dieser 
Verdrängungseffekt von oben nach unten, der be­
zeichnenderweise von den Verfechtern der bis­
herigen Bildungsexpansion selbst weithin „ver­
drängt“ wird, schränkt die bisherige Möglichkeit 
des sozialen und beruflichen Aufstiegs von unten 
nach oben immer stärker ein, beseitigt zuneh­
mend die Aufstiegsdurchlässigkeit, die Chancen 
des Wettbewerbs durch berufliche Leistung und 
verankert damit die Dominanz von Zertifikaten 
gegenüber der Leistung. Gerade als Folge der 
Bildungsexpansion in Gymnasien und Hochschu­
len steigt damit das Arbeitsmarktrisiko der gerin­
ger qualifizierten Arbeitskräfte. „Verdrängen und 
verdrängt werden“ wird damit zur durchgängigen 
Devise einer expansiven Bildungspolitik, in der 
das beziehungsreiche Spannungs- und Wechsel­
verhältnis der Bildungsexpansion für den Einsatz 
von Akademikern und Ungelernten sichtbar wird.

Diese Problematik wird noch grundsätzlich da­
durch verschärft, daß die Zahl der Sonderschüler 
immer noch steigt. Betrug die Zahl der Sonder­
schüler 1959 rd. 120 000 Schüler, im Jahre 1971 
aber bereits rd. 350 000 Schüler, so schätzt die 
Ständige Konferenz der Kultusminister der Län­
der in der Bundesrepublik ihre Zahl für das Jahr 
1976 auf rd. 410 000 Schüler. Nach dieser Projek­
tion der Kultusministerkonferenz wird die Zahl 
der Sonderschüler 1980 noch über 400 000 Schüler 
betragen und selbst 1985 mit rd. 360 000 Schülern 
noch höher als 1971 sein. Hinzu kommt, daß in 
den Ballungsgebieten der Bundesrepublik der 
Anteil von Hauptschülern ohne Abschluß wächst 
und Inzwischen schon 30 bis 40%  aller Schulab­
gänger erreicht. Da diese „Problemgruppen“ viel­
fach den veränderten Anforderungen der Berufs­
ausbildung nicht voll gewachsen oder gar erst 
zur Berufsreife zu führen sind, muß die im Zuge 
der bisherigen Bildungsexpansion nahezu ver­
schüttete soziale Dimension jeder Bildungspolitik 
wieder freigelegt und diesen Jugendlichen eine 
ihren —  von einer intellektualisierten Schule häu­
fig unterschätzten —  Fähigkeiten entsprechende 
Ausbildung und Beschäftigung angeboten werden. 
Bislang scheint es jedoch eher so, daß die Kosten 
der Hochschulexpansion gerade auf diese Grup­
pen von Jugendlichen abgewälzt werden. Auf­
grund dieser Verdrängungseffekte, durch die zu­
dem die Arbeitslosigkeit nach unten verdrängt 
wird, dürfte daher langfristig die Gefahr eines 
akademischen Proletariats auch geringer a|s die 
Gefahr des Entstehens eines „neuen nicht-akade­
mischen Proletariats“ sein.

Unsozialer Charakter

Neben diesem unsozialen Charakter der Bil­
dungsexpansion, die nicht ein Mehr an sozialer 
Chancengleichheit schafft, wird auch das Kosten- 
und Finanzierungsproblem immer bedrohlicher. 
Nicht nur, daß der Staat inzwischen über 40%  
des Bildungsbudgets allein für den Gymnasial- 
und Hochschulbereich aufwendet, auch der Anteil 
der Akademiker an der gesamten Bruttolohn- und 
Gehaltssumme droht bei fortlaufender Bildungs­
expansion jeden volkswirtschaftlich möglichen 
Rahmen zu sprengen. Aus der 10-Prozent-Stich- 
probe der Volks- und Berufszählung 1970 ergibt 
sich ein Anteil der Akademiker an den Erwerbs­
tätigen von 3,9%, jedoch ein Anteil an der Brutto­
lohn- und -gehaltssumme von 8,5%. Der Lohn- 
und Gehaltsanteil der Akademiker ist damit —  im 
Gegensatz zu den etwa gleich hohen Anteilen bei 
den Facharbeitern —  doppelt so hoch wie ihr 
Erwerbstätigenanteil. Da 1980 der Anteil der Aka­
demiker an sämtlichen Erwerbstätigen bei rd. 6 %  
liegen wird, würde unter sonst gleichen Bedingun­
gen der Lohn- und Gehaltsanteil der Akademiker
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bereits fast 13,5%, d.h. rund ein Achtel der ge­
samten Bruttolohn- und Gehaltssumme betragen.

Die Auswirkungen einer solchen Entwicklung wä­
ren zunächst schon für die staatliche Wirtschafts­
politik fatal, weil sie in einer Zeit nachlassenden 
Wachstums und eines vermutlich länger andau­
ernden Sockels an struktureller Unterbeschäfti­
gung bei gleichbleibenden Einkommensrelationen 
zwangsläufig zu einem Anstieg der Lohnstück­
kosten (Lohnkosten je Produktionseinheit) führen 
müßte. Da akademische Arbeitskräfte inzwischen 
keine Mangelware mehr darstellen, sondern in 
relativem Überfluß vorhanden sind, ist auch nicht 
zu erwarten, daß dieser Lohnkostenstückanstieg 
durch entsprechende Produktivitätseffekte akade­
mischer Arbeit kompensiert wird. In diesem Fall 
wird infolge steigenden Inlandskosten- und In­
landspreisniveaus ein Exportnachfragerückgang 
eintreten, da die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt­
schaft auf den ausländischen Absatzmärkten rela­
tiv verschlechtert wird. Durch die Verteuerung des 
Faktors Arbeit werden verstärkt Arbeitskräfte als 
Folge der Bildungsexpansion freigesetzt werden, 
da der Lohnstückkostenanstieg zu erhöhten Ratio­
nalisierungsinvestitionen führt. Damit werden 
auch die Möglichkeiten einer produktivitätsorien­
tierten Lohnpolitik eingeengt. Dies führt zu einer 
verringerten Konsumnachfrage. Hier schließt sich 
nun der Kreis, da infolge des verringerten Kon­
sums auch die Nachfrage nach Arbeitskräften 
zwangsläufig weiter sinken muß. In einer Phase 
nachlassenden Wachstums und eines länger­
fristigen Sockels an struktureller Unterbeschäfti­
gung wird somit auch infolge des überproportio­
nalen Anteils der Akademiker an der Bruttolohn- 
und Gehaltssumme ein kumulativer Prozeß nach 
unten am Arbeitsmarkt ausgelöst. Zugleich ent­
steht eine doppelte Finanzierungslücke des Staa­
tes dann, wenn zunächst eine teure Hochschul­
ausbildung zu finanzieren ist und anschließend 
die hohen Einkommenserwartungen der Absol­
venten nur dann eingelöst werden können, wenn 
mangels unzureichender Absorption der Wirt­
schaft der Staat die Hochschulabsolventen doch 
wieder im Staatssektor entsprechend den. Ein­
gangs- und Besoldungsregelungen bezahlen muß.

Pufferfunktion der Hochschulen

Damit wird deutlich, daß sich der Staat mit der 
expansiven Bildungspolitik in eine selbstgeschaf­
fene Dilemma-Situation hineinmanövriert hat. 
Diese wird besonders sichtbar auch im Parkstu­
dium und der laufenden Verlängerung der durch­
schnittlichen Verweilzeiten auf inzwischen rd.
6,5 Jahre (1970: 5,7 Jahre). Seit 1971 sind fast 
ein Drittel der Mehrausgaben für die Hochschulen 
durch längeres Studium verursacht worden. Wäh­
rend sich vor den Hochschulen die Abiturienten 
nach dem Warteschlangenprinzip stauen, gestal­

ten die Studenten in der Hochschule ihr Studium 
nach dem Warteschleifenprinzip, so daß die Hoch­
schule inzwischen immer stärker einem aerotech- 
nischen Gebilde gleicht, das zunehmend Warte­
schleifen (im Hochschulsystem) fliegt, weil es 
keinen Platz (am Arbeitsmarkt) zum Landen aus­
findig machen kann, aber gleichzeitig ahnungs­
voll erfühlt, daß eines Tages der Treibstoff aus­
gehen muß. Da die Steuerung immer stärker ver­
sagt, erlangt die Hochschule zwangsläufig eine 
„Pufferfunktion“ zum Beschäftigungssystem. Der 
Ruf nach Regelstudienzeiten und Verkürzung der 
Verweildauer muß unter den so gewählten Rah­
menbedingungen der Bildungsexpansion ins 
Leere stoßen, weil das Schreckgespenst der alten 
Alma mater, der „verbummelte Student“ , nun fast 
zu einer volkswirtschaftlich erwünschten Größe 
wird, die den Arbeitsmarkt wirksam entlastet und 
damit die „verdeckte Arbeitslosigkeit“ der Aka­
demiker für die Öffentlichkeit nicht sichtbar wer­
den läßt.

Dies erleichtert es auch der institutionalisierten 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, das von ihr 
stereotyp verwandte Argument von der geringen 
Arbeitslosigkeit der Akademiker weiter aufrecht­
zuerhalten. Unabhängig von der verdeckten Ar­
beitslosigkeit muß dieses Argument aber auch im 
Blick auf die statistischen Zusammenhänge mehr 
als überraschen. Denn über 50%  aller Akademi­
ker sind gegenwärtig direkt und unmittelbar im 
Staatsdienst beschäftigt, jedoch nur 9 %  aller Be­
schäftigten. Rechnet man die dem staatlichen 
Sektor mittelbar zuzuordnenden Akademiker hin­
zu, so sind schätzungsweise 70 -8 0 %  aller Aka­
demiker dem staatlichen bzw. halbstaatlichen Be­
reich zugehörig. Auch beträgt der Anteil der Aka­
demiker an sämtlichen Erwerbstätigen gegenwär­
tig lediglich rd. 4% , so daß sich bei einem heute 
noch geringen Gesamtanteil der überwiegende 
Teil der Akademiker bislang in quasi unkündba­
ren Stellungen befindet. Das Argument von der 
geringen Akademikerarbeitslosigkeit muß somit 
in die Irre führen, weil hier künftig der Umschlag 
in eine neue Arbeitsmarktqualität durch die Quan­
tität und die Strukturverschiebung des Akademi­
kereinsatzes erfolgen dürfte. Ein bislang geringer 
Anteil von arbeitslosen Akademikern sagt daher 
wenig über die Bedarfsberechtigung hoher Aka­
demikerzahlen in der Zukunft aus. Symptomatisch 
ist auch, daß Hochschulabsolventen heute schon 
länger arbeitslos als der Durchschnitt aller Be­
schäftigten sind.

Nach diesen insgesamt beunruhigenden Zukunfts­
perspektiven für das Verhältnis von Hochschul­
politik und Beschäftigungsstruktur stellt sich die 
Frage, ob nicht wenigstens die Berufsausbildung 
als Rettungsanker in den stürmischen Gewässern 
der Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik ausgewor­
fen werden kann.
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Erinnert sei auch hier zunächst wieder an die ur­
sprünglichen Ziele der Bildungspolitik für die 
langfristige Entwicklung des dualen Systems, das 
in der Bundesrepublik lange Zeit hindurch im 
Schatten der öffentlichen Diskussion über die 
Bildungsreform stand. Mit dem Berufsbildungs­
gesetz von 1969 sollte hier zwar eine neue Ent­
wicklung eingeleitet werden, jedoch geriet das 
duale System am Ende der 60er Jahre zugleich 
zunehmend in das Kreuzfeuer der öffentlichen 
Kritik, für die sich das duale System vielfach auf 
die eingängige Formel Ausbildung =  Ausbeutung 
reduzierte. Wie sehr diese Regelargumentation 
die Berufsbildungsreform in eine falsche Richtung 
dirigieren muß, ist spätestens durch den 1974 vor­
gelegten Abschlußbericht der Sachverständigen­
kommission „Kosten und Finanzierung der beruf­
lichen Bildung“ sichtbar geworden —  doch ist die 
staatliche Bildungspolitik von dieser Grundsatz­
kritik am dualen System stark beeinflußt worden. 
Daher verlor sie auch schon bald nach Verab­
schiedung des Berufsbildungsgesetzes die nahe­
liegenden Reformziele für die Verbesserung der 
Berufsausbildung immer stärker aus den Augen, 
so daß die Kärrnerarbeit einer Sanierung der 
Basis der Berufsausbildung im dualen System zu­
nehmend von Modellentwürfen für die Architektur 
eines völlig anderen Berufsausbildungssystems 
überlagert wurde.

Neue Stoßrichtung der Berufsbildungspolitik

Diese neue Stoßrichtung der Berufsbildungspoli­
tik wird aus der Anfang der 70er Jahre weitver­
breiteten Auffassung verständlich, die von einer 
baldigen Selbstauflösung des dualen Systems 
ausging. So hatte der Fünfte Entwurf des Bil­
dungsgesamtplanes von 1971 einen Rückgang des 
dualen Systems von 57%  der entsprechenden 
Altersjahrgänge im Jahre 1970 auf 37%  im Jahre 
1985 prognostiziert. Auch die Sachverständigen­
kommission „Kosten und Finanzierung der be­
ruflichen Bildung“ hatte in ihrem Zwischenbericht 
von 1973 „die betriebliche Aktivität auf der Stufe 
der Ausbildung als eine tendenziell schrumpfende 
Komponente in der anhaltenden Gesamtexpan­
sion des organisierten Lehrens und Lernens im 
Sekundarbereich II bezeichnet“ . Erläuternd hatte 
sie dieser Einschätzung hinzugefügt, daß die offi­
zielle Bildungspolitik eine Verminderung des Ge­
wichts der betrieblichen Bildung zugunsten voll­
zeitschulischer Berufsausbildung unterstützen zu 
wollen scheint. Dabei ist nach Auffassung der 
Kommission aber „pragmatisch-politisch zu be­
rücksichtigen, daß der Lernort Betrieb schon des­
halb eine beachtliche Rolle behalten muß, weil 
die finanziellen und personellen Voraussetzungen 
für eine rasche und weitgehende Übernahme der 
Berufsausbildung durch das Schulsystem nicht 
bestehen“ . Im Umkehrschluß muß daraus gefol­

gert werden, daß man bei Vorliegen der notwen­
digen Voraussetzungen für ein vollschulisches 
staatliches Ausbildungssystem plädieren, würde, 
so daß das duale System lediglich als Ersatz­
oder Notlösung akzeptiert werden kann.

Die Bewältigung aktueller Probleme der Berufs­
ausbildung im dualen System zwischen 1970 und 
1985 mußte damit zwangsläufig an politischem 
Stellenwert zugunsten des Entwurfs langfristiger 
Perspektiven für die Berufsausbildung nach 1985 
einbüßen. Zugleich sollten aber Markierungs­
punkte den Weg auf dem Übergangsprozeß zu 
einem neuen System abstecken helfen. Diese 
Markierungspunkte des Bundesbildungsministe­
riums waren noch in einer Zeit der Voll-, ja Über­
beschäftigung konzipiert worden. Auch in der Be­
rufsausbildung war die Situation quantitativ gün­
stig, da beispielsweise Anfang der 70er Jahre 
bei den Arbeitsämtern wesentlich mehr Ausbil­
dungsstellen angeboten als nachgefragt wurden 
(rd. 40%). Die inzwischen eingetretene Normali­
sierung zwischen Angebot und Nachfrage und die 
mögliche Gefahr einer Verknappung des Lehrstel­
lenangebots mit Blick auf die künftigen starken 
Entlaßjahrgänge hat jedoch auch die Bedeutung 
aller Pläne für eine Systemänderung der Berufs­
bildung erheblich reduziert, weil die staatliche 
Bildungspolitik nach dem nunmehr fast totalen 
Numerus clausus für Studienbewerber zusätzlich 
auch noch mit der Gefahr einer tiefgreifenden 
Beschränkung der Lehrstellen konfrontiert wor­
den ist.

Dies könnte jedoch nur durch einen forcierten 
Ausbau der vollschulischen Berufsausbildung in 
den einzelnen Ländern kompensiert werden, wo­
für jedoch —  wie das sogenannte „Sofortpro­
gramm“ der Bund-Länder-Kommission von 1972 
gezeigt hat —  in den Bundesländern die entspre­
chenden Voraussetzungen fehlen. Daher wird es 
verständlich, daß die zunächst offensichtlich poli­
tisch gewollte Reduktion des dualen Systems in­
zwischen wieder rückgängig gemacht werden soll. 
Diese wechselnden Motivitationslagen der Bil­
dungspolitik in der Vergangenheit —  Akademiker­
mangel hie —  Akademikerüberschuß da, Abschaf­
fung des dualen Systems gestern —  Konsolidie­
rung des dualen Systems heute —  erinnern weni­
ger an rationale, vorausschauende Planung denn 
an die Echternacher Springprozession und dürf­
ten die Abstimmung von individuellen Bildungs­
wünschen und gesellschaftlichem Qualifikations­
bedarf in Zukunft immer mehr zu einer Gratwan­
derung werden lassen.

Ungleichgewichtige Finanzierungsströme

Dabei ist es von folgenschwerer Bedeutung, daß 
der Bildungsgesamtplan aufgrund der gekenn­
zeichneten Fehleinschätzung über die weitere
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Entwicklung des dualen Systems glaubte, auch in 
der Finanzierung der Berufsschulen den Rotstift 
weiter ansetzen zu können. Bereits 1970, bei Be­
ginn des Bildungsgesamtplanes, betrug der Anteil 
der Nettoausgaben für die Berufsschulen an sämt­
lichen staatlichen Bildungsausgaben lediglich 
etwas mehr als 5% . Damit war —  bei etwa gleich 
hohen Schülerzahlen in Gymnasien und Hoch­
schulen sowie in Berufsschulen —  der Anteil der 
Gymnasien und Hochschulen siebeneinhalbmal 
höher als der für Berufsschulen.

Diese ungleichgewichtige Steuerung der Finanzie­
rungsströme in der Vergangenheit scheint sich 
bemerkenswerterweise jedoch auch in der Zu­
kunft fortzusetzen. Denn überprüft man die lang­
fristigen Kostenansätze des Bildungsgesamtpla­
nes, so zeigt sich, daß sich das Ungleichgewicht 
der Finanzierungsströme zwischen den studien­
bezogenen und berufsqualifizierenden Bildungs­
gängen auch im Planungszeitraum von 1970— 1985 
nicht ändern dürfte. So soll nach dem Bildungs­
gesamtplan der Anteil des Berufsschulsektors am 
gesamten Bildungsbudget von 5,1 %  im Jahre 
1970 auf 2,7%  im Jahre 1985 sinken. Da dieses 
Schrumpfen des Finanzierungsspielraumes in 
etwa mit dem angenommenen Rückgang der 
Zahl der Berufsschüler korrespondiert, würde 
sich zwar entsprechend der Bildungsgesamtpla­
nung die kostenmäßige Situation der Berufsschu­
len langfristig nicht verschlechtern, aber gegen­
über der Vergangenheitsentwicklung auch nicht 
verbessern. Selbst diese Schlußfolgerung aus 
dem Bildungsgesamtplan basiert jedoch auf der 
Annahme des Planes, daß der Anteil der entspre­
chenden Altersjahrgänge am dualen System zwi­
schen 1970 und 1985 nachhaltig zurückgeht. Da 
dies inzwischen aber durch die tatsächliche Ent­
wicklung überholt sein dürfte und die Schüler­
projektionen der Kultusministerkonferenz etwa 
400 000— 500 000 Berufsschüler jährlich mehr aus- 
weisen als im Bildungsgesamtplan angenommen, 
ist damit eine weitere relative Verschlechterung 
des bereits seit langem unterfinanzierten staat­
lichen. Berufsschulbereiches zu erwarten.

Wenn die politische Setzung der Priorität der Be­
rufsausbildung tatsächlich ernst gemeint ist, so 
muß angesichts dieser gegenläufigen Tendenzen 
der langfristigen Bildungsplanung die Einsicht 
wachsen, daß die Verbesserung der berufsschu­
lischen Situation das finanzielle Kernproblem der 
Berufsbildungsreform darstellt. Eine isolierte Neu­
regelung der betrieblichen Berufsbildungsfinan­
zierung —  wie im Regierungsentwurf für ein neues 
Berufsbildungsgesetz vorgeschlagen —  dürfte an 
diesem Steuerungsdefizit der Berufsschulfinanzie- 
rung nichts Entscheidendes ändern können, da 
überbetriebliche Systeme der Fondsfinanzierung 
zu parafiskalischen Schattenhaushalten außerhalb

der Kontrolle und Verantwortung des Parlaments 
und damit des staatlichen Bildungsbudgets füh­
ren müssen.

Bedenkliche Gesetzesregelungen

Hinzu kommt der bedenkliche berufsstrukturelle 
Steuerungseffekt, der sich aus der vorgesehenen 
Prämienregelung des Gesetzentwurfes ergibt. Nach 
dem Regierungsentwurf soll eine Ausbildungs­
platzprämie für neu zustandekommende Ausbil­
dungsverträge gezahlt werden, die zusätzlich zu 
den im Durchschnitt der letzten drei Jahre vor In­
krafttreten der Finanzierungsregelung bestehen­
den Ausbildungsverhältnisse in einem Betrieb ab­
geschlossen werden. Eine niedrigere Prämie soll 
dagegen für alle während der Laufzeit der Finan­
zierung neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge, 
soweit sie nicht zusätzliche Ausbildungsverträge 
betreffen, gezahlt werden. Die vorgesehene Hoch- 
und Niedrigprämierung führt dazu, daß die konti­
nuierlich ausbildenden Betriebe eine niedrigere 
Prämie als die diskontinuierlich ausbildenden Be­
triebe erhalten. Dadurch dürfte eine Mangel­
situation an Ausbildungsplätzen möglicherweise 
gerade erst provoziert werden; auf jeden Fall wird 
aber der in der Bundesrepublik langfristig wirk­
same Prozeß eines kontinuierlichen Strukturwan­
dels zur Ausbildung im Großbetrieb, der bereits 
zu einer ausgeglicheneren Relation zwischen indu- 
trieller und handwerklicher Berufsausbildung -  
wenn auch noch nicht zwischen Industrie, Hand­
werk und öffentlichem Dienst —  geführt hat, unter­
brochen.

Die Struktur des Ausbildungsplatzangebotes würde 
sich dann jedoch verschlechtern, weil der Struktur­
wandel im Berufsbildungssystem selbst sowie auch 
im Vergleich zum Beschäftigungssystem durch die 
Prämienregelung aufgehalten würde. Die im 
Gesetzentwurf konzipierte Finanzierungsregelung 
kommt damit fast einer „Prämie gegen den Struk­
turwandel“ gleich. Darüber hinaus sind Berufs­
fehllenkungen gerade als Folge der gesetzlichen 
Umlagefinanzierung nicht auszuschließen, sofern 
die Betriebe nicht vorrangig für den berufsspezi­
fischen Bedarf, sondern in erster Linie wegen der 
Zuschußgewährung ausbilden. Derartige aus der 
Berufsbildungsabgabe in einer ersten Runde ent­
springenden Berufsfehlleitungen müßten dann je­
doch nach Abschluß der Berufsausbildung in einer 
zweiten Runde aus öffentlichen Mitteln für beruf­
liche Fortbildung und Umschulung wieder korri­
giert werden.

Lücke auf der mittleren Qualifikationsebene

Erhebliche Berufsfehllenkungen der betrieblichen 
Ausbildung sowie eine weitere Vernachlässigung 
und Unterfinanzierung des Berufsschulsektors wür­

158 WIRTSCHAFTSDIENST 1976/111



WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

den jedoch im Blick auf den in der Bundesrepublik 
unter verschärften Bedingungen zu bewältigenden 
künftigen Strukturwandel zu schwerwiegenden 
Konsequenzen führen. Hier müssen zudem die 
Weichen rasch in die richtige Richtung gestellt 
werden, weil nunmehr die starken Entlaßjahr- 
gänge in die Berufsausbildung strömen. Nur wenn 
sie eine bedarfsgerechte und fundierte Ausbildung 
zugleich erhalten, werden jedoch die Anforderun­
gen des Strukturwandels erfüllt werden können. 
Hier dürfte den Facharbeitern und Fachkräften 
auch in Zukunft eine ganz besondere Bedeutung 
zufallen, weil der Neuzugang von betrieblich Aus­
gebildeten auch in der Vergangenheit in den Ex­
pansionsberufen überdurchschnittlich angestiegen 
ist, während es sich bei den rückläufigen Berufen 
genau umgekehrt verhält.

Angesichts der inzwischen selbst vom Bildungsrat 
in seinem Abschlußbericht beklagten „Lücke auf 
der mittleren Qualifikationsebene“ , die sich als 
Folge von Gymnasialisierung und Akademisierung 
zunehmend verbreitern dürfte, erwächst aus dieser 
Entwicklung der Schülerzahlen in der Sekundar­
stufe II eine große Chance, das für die Bewälti­
gung des Strukturwandels erforderliche Potential 
heranzubilden. Diese Chance würde spätestens 
Mitte des nächsten Jahrzehnts, nachdem der 
Schüler- und Lehrlingsberg „abgetragen“ ist, je­
doch vertan sein, wenn die daraus resultierende 
Verpflichtung der politischen Entscheidungsträger 
heute nicht wahrgenommen wird. Daß diese 
Chance bisher nicht genutzt wurde, deutet auf 
eine spezifische ambivalente Situation zwischen 
realen Entwicklungen und politischen Soll-Vorstel­
lungen in der Berufsausbildung der Bundesrepu­
blik hin, die eine Koppelung von Bildungspolitik 
und Beschäftigungsstruktur angesichts der Erfor­
dernisse des künftigen Strukturwandels erheblich 
erschwert. Denn neuere Untersuchungen im ln- 
und Ausland, in Ost und West, deuten darauf hin, 
daß eine bewußte Entkoppelung von Bildungs- und 
Beschäftigungssystem im Widerspruch zu den vor­
aussichtlichen Bedarfsrelationen zwischen den 
akademischen und den Facharbeiterqualifikationen 
stehen müßte. Relativen Sättigungstendenzen des 
Arbeitsmarktes bei den akademischen Arbeits­
kräften steht dann bei niedrigem Wachstums­
niveau eine „relative Facharbeiterlücke“ und bei 
hohem Wachstumsniveau eine „absolute Fach­
arbeiterlücke“ gegenüber, die eine Anpassung an 
den Strukturwandel behindern muß.

Umkehrung des Grundprinzips

Aus alledem dürfte deutlich geworden sein, wie 
sehr es in Zukunft darauf ankommt, eine weitere 
Auseinanderentwicklung von' Bildungs- und Be­
schäftigungssystem zu verhindern und schrittweise

wieder Bildungspolitik und Beschäftigungsstruktur 
miteinander zu verknüpfen. Hierzu ist zunächst 
ein Umdenken erforderlich. Der Glaube an den 
Automatismus der Bildungsexpansion von Gymna­
sien und Hochschulen für Chancengleichheit und 
Emanzipation hat sich nicht nur als Illusion erwie­
sen. Dieser Glaube scheint die Probleme sogar 
eher noch verschärft zu haben, weil —  wie der 
Prozeß zur Vergymnasialisierung zeigt —  die 
Strukturen eher noch zementiert und auch die Un­
gleichheiten eher noch verfestigt bzw. durch neue 
Formen der Ungleichheit, etwa der „Ungleichheit 
durch Geburt“ als Folge der mit der Expansion 
verbundenen Senkung des Durchschnittsalters 
akademischer Arbeitskräfte, angereichert worden 
sind.
Dies hängt letztlich vor allem damit zusammen, 
daß der Grundansatz unserer Bildungspolitik, der 
das Bildungssystem rigide „von oben nach unten“ 
orientiert, gestaltet und plant, in wachsenden 
Widerspruch zu den flexiblen Strukturen des Be­
schäftigungssystems gerät. Daher erweist sich die 
bildungspolitische Avantgarde auch zunehmend als 
arbeitsmarktpolitische Nachhut. Das Grundprinzip 
unserer Bildungspolitik muß deshalb heute um­
gekehrt werden, weil andernfalls das Bildungs­
system an seinen neuralgischen Nahtstellen zum 
Beschäftigungssystem künftig immer weniger trag­
fähig würde, sich die „Schere zwischen dem Bil­
dungs- und Beschäftigungssystem“ immer weiter 
öffnen müßte. Dies wäre um so problematischer, 
als der Bundesrepublik ein schmerzhafter Struk­
turanpassungsprozeß erst noch bevorsteht. Die 
Ungewißheit über Verlauf und Dimension dieses 
Prozesses ist zudem hoch, da man bis vor kurzem 
allgemein für 1970-1990 mit einer Arbeitskräfte­
potentiallücke von rd. 2,5 Mill. Erwerbstätigen ge­
rechnet hat, neuerdings aber für diesen Zeitpunkt 
ein langfristiger Sockel an Unterbeschäftigung bei 
weiterhin geringem Wachstum in derselben Grö­
ßenordnung gleichfalls nicht ausgeschlossen wird. 
Die Bandbreite der Ungewißheit nach oben und 
unten beträgt damit zusammengenommen rd.20%  
des gesamten Erwerbstätigenbestandes.

Entwicklungstendenzen

Trotz dieser Unsicherheit über die zukünftigen 
Arbeitsmarktperspektiven zeichnen sich jedoch be­
reits folgende Entwicklungstendenzen ab:

G  Es besteht im Beschäftigungssystem ein ge­
wisser Widerspruch zwischen den mittelfristigen 
und den langfristigen Anforderungen an die Quali­
fikation der Arbeitskräfte. Die durch die gegebene 
Produktionsstruktur erforderlichen Ausbildungs­
qualifikationen müssen daher vermittelt werden, 
auch wenn bereits absehbar ist, daß der Struktur­
wandel langfristig eine Umorientierung erfordert. 
Dieser scheinbare Gegensatz ist unausweichlich
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und unaufhebbar; er kann jedoch gemildert wer­
den, wenn die Berufsausbildung in Schule, Betrieb 
und Hochschule ohne Verzicht auf konkrete Berufs­
anforderungen zugleich die Umstellungselastizität 
der Arbeitskräfte erhöht.

□  Bei dem Verhältnis von mittel- und langfristiger 
Anforderungsstruktur muß vor allem berücksichtigt 
werden, daß langfristig der Wechsel der Arbeits­
kräfte weniger innerhalb eines bestimmten Berufs­
feldes auftreten wird, sondern vielmehr vorwie­
gend zwischen den Berufsfeldern erfolgen dürfte.

□  Mit wachsender Ausbildungsdauer nimmt ent­
gegen einer weitverbreiteten Auffassung in Politik, 
Planung und Forschung die realisierte Mobilität 
der Arbeitskräfte ab. Dies dürfte vor allem damit 
Zusammenhängen, daß die durch lange formale 
Bildungsgänge erzeugten Statuserwartungen nach 
unten nur schwer korrigierbar sind. Der höchste 
Grad horizontaler beruflicher Flexibilität und Sub­
stitution ist bei den Facharbeitern und Fachkräften 
mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung fest­
zustellen. Dies ist insofern von besonderer Bedeu­
tung, als die bisherige Bildungsexpansion dazu 
geführt hat, daß Bildungs- und Beschäftigungs­
system zunehmend träger auf die Anpassungsnot­
wendigkeiten des Strukturwandels reagieren.
□  Gerade auf der mittleren Qualifikationsebene 
bildet sich eine immer größere Lücke heraus, die 
zunächst im Bildungssystem entsteht und sich 
dann im Beschäftigungssystem fortsetzt, und zwar 
gleichermaßen bei niedrigem wie bei hohem 
Wachstumsniveau.
□  Aufgrund der Altersstruktur und Bevölkerungs­
pyramide in der Bundesrepublik treten lediglich 
rd. 2 %  des gesamten Erwerbstätigenbestandes 
jährlich aus dem Bildungssystem als Neuangebot 
in das Beschäftigungssystem ein. Dies bedingt 
einerseits Trägheiten der Berufsstrukturverände­
rung. Da andererseits jedoch die Hauptlast der 
Anpassungszwänge des Strukturwandels vom Neu­
angebot über den Generationswechsel getragen 
werden muß, ist aufgrund der zwangsläufig gerin­

gen Beeinflussungsmöglichkeit des Beschäfti­
gungssystems durch das Bildungssystem die plan­
mäßige Vorsorge für ein strukturelles Gleich­
gewicht zwischen der individuellen Bildungsnach­
frage und den Beschäftigungsmöglichkeiten in 
Wirtschaft und Gesellschaft von besonderer Be­
deutung.

□  In allen hochentwickelten Industriestaaten, und 
zwar gleichermaßen in Ost und West, zeichnen 
sich am Ende der 70er, am Anfang der 80er Jahre 
Obergrenzen für den Anteil des Bildungsbudgets 
am Sozialprodukt ab. Er kann damit nicht mehr 
wie in den 60er Jahren entscheidend ausgeweitet 
werden, weil zusätzlich zu den klassischen Funk­
tionsbereichen des Staates neue öffentliche Auf­
gabenbereiche wie etwa Umweltschutz, Erschlie­
ßung neuer Energiequellen usw. hinzukommen, 
die ebenso wie Bildung ein gleiches öffentliches 
Interesse und öffentliche Förderung verdienen. Im 
Vergleich mit den 60er Jahren stellt sich damit die 
Frage der Verteilung der Mittel des Bildungs­
budgets künftig in einer ganz neuen Qualität und 
Dringlichkeit. Gleichzeitig nimmt die Möglichkeit 
immer mehr ab, Fehlentwicklungen in einem 
bestimmten Bereich des Bildungssystems durch 
wachsende Aufwendungen für andere, nachgela­
gerte Bereiche aufzufangen oder auszugleichen, 
obwohl die Notwendigkeit dazu infolge von Fehl­
steuerungen durch die Bildungspolitik zunehmend 
wächst.

Zusammenfassend muß daher festgestellt werden, 
daß ohne eine laufende Beobachtung, Analyse und 
Erforschung der Wechselbeziehungen zwischen 
dem Bildungs- und dem Beschäftigungssystem alle 
diese Probleme nicht zu lösen sein werden. Das 
erfordert aber, daß in Politik, Planung und insti­
tutionalisierter Forschung die Tabuisierung der 
Bedarfsforschung in Zukunft unwiderruflich der 
Vergangenheit angehört. Solange es hier nicht 
gelingt, aus dem selbstgeschaffenen, illusionären 
Wunderland ohne Knappheitsrelationen heraus­
zutreten, ist eine Wende nicht zu erwarten.
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